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Satzung fur die offentliche Entwasserungsanlage
der Stadt Nurnberg
(EntwasserungsS — EWS)

Vom 10. Juli 2003 (Amtsblatt S. 333),

zuletzt gedndert durch Satzung vom 1. Dezember 2015 (Amtsblatt S. 467)

Die Stadt Nurnberg erlasst auf Grund von Art. 23, 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 2 und 3 der Gemeinde-
ordnung fur den Freistaat Bayern (GO) i. d. F. d. Bek. vom 22. August 1998 (GVBI. S 796), zuletzt ge&dndert
durch § 4 des Gesetzes vom 24. Dezember 2002 (GVBI. S. 962) sowie auf Grund von Art. 41b Abs. 2 Satz 1
des Bayer. Wassergesetzes i. d. F. d. Bek. vom 19. Juli 1994 (GVBI. S. 822), zuletzt gedndert durch § 54
des Gesetzes vom 24. April 2001 (GVBI. S. 140) folgende Satzung:
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§1
Offentliche Einrichtung

(1) Die Stadt betreibt zur Abwasserbeseitigung nach dieser Satzung eine leitungsgebundene Entwasse-
rungsanlage als 6ffentliche Einrichtung. Art und Umfang der Abwasserbeseitigung bestimmt die Stadt.
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(2) Zzur Entwasserungsanlage der Stadt gehtren die Klarwerke, die offentlichen Mischwasserkandle,
Schmutzwasserkanéle und Regenwasserkandle, die Sonderbauwerke wie z. B. Stauraumkanéale und Re-
genbecken sowie offene und verrohrte Graben, die von der Stadt zur Abwasserbeseitigung genutzt werden.

(3) Die Abwasserbeseitigung Uber die leitungsgebundene Entwasserungsanlage und die in einer besonde-
ren Satzung der Stadt geregelte Fakalschlammentsorgung (FES) bilden eine &ffentliche Einrichtung.

(4) Zur Entwasserungsanlage der Stadt gehoren nicht die Grundstiicksanschlisse (8 8 Abs. 2).

§2
Grundstiicksbegriff; Verpflichtete

(1) Grundstiick im Sinne dieser Satzung ist jedes rdaumlich zusammenhangende und einem gemeinsamen
Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentiimers, das eine selbsténdige wirtschaftliche Einheit bil-
det, auch wenn es sich um mehrere Grundstiicke oder Teile von Grundstiicken im Sinne des Grundbuch-
rechts handelt. Soweit rechtlich verbindliche planerische Vorgaben vorhanden sind, sind sie zu be-
rucksichtigen.

(2) Die in dieser Satzung fur die Grundstiickseigentiimer erlassenen Vorschriften gelten auch fir Teileigen-
tumer, Erbbauberechtigte, Wohnungseigentimer, Wohnungserbbauberechtigte, Niebraucher, Inhaber und
Betreiber eines auf dem Grundstick befindlichen Betriebes und sonstige zur Nutzung eines Grundstiicks
dinglich Berechtigte.

(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.

§3

Recht und Pflicht zum Anschluss und zur Benutzung

(1) Die Eigentimer von Grundstiicken, auf denen Abwasser anfallt, sind nach Mafl3gabe dieser Satzung be-
rechtigt und verpflichtet, ihre Grundstiicke an die 6ffentliche Entwasserungsanlage anzuschlie3en und das
gesamte auf den Grundstiicken anfallende Abwasser der Stadt zu Uberlassen. Dies gilt nur, wenn und so-
weit das Grundstiick durch einen Kanal erschlossen wird.

(2) Ein Recht und eine Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung bestehen nicht,

1. wenn das Abwasser wegen seiner Art und Menge besser von demjenigen behandelt wird, bei dem
es anfallt;

2. solange eine Ubernahme des Abwassers technisch oder wegen des unverhaltnismaRig hohen Auf-
wandes nicht mdglich ist oder

3. wenn eine Versickerung oder anderweitige Beseitigung von Niederschlagswasser ordnungsgemalfd
maglich ist; die Stadt kann abweichend hiervon den Anschluss- und Benutzungszwang vorschreiben,
wenn die Einleitung von Niederschlagswasser aus betriebstechnischen Grinden erforderlich ist.

(3) Der Anschluss von Grundstiicken an die offentliche Entwésserungsanlage darf nur nach vorheriger Ge-
nehmigung der Stadt erfolgen. Die Vorlage- und Anzeigepflichten nach 88 10 und 11 sind zu beachten.

(4) Kanéale im offentlichen Verkehrsraum, die nicht von der Stadt in Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach § 1
verlegt oder ubernommen wurden, jedoch ihrer Zweckbestimmung o6ffentlichen Kanélen entsprechen (Pri-
vatkanale), sind der 6ffentlichen Entwasserungsanlage im Sinne dieser Vorschrift gleich gestellt.

§4
Befreiung von der Anschluss- und Benutzungsverpflichtung
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss an die Entwasserungsanlage oder zur Uberlassung des Abwas-

sers wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss oder die Uberlassung aus besonderen
Grinden auch unter Bertcksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf
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Befreiung ist unter Angabe der Grinde schriftlich bei der Stadt (Stadtentwasserung und Umweltanalytik
Nurnberg) einzureichen.

(2) Die Befreiung kann widerruflich, befristet, unter Bedingungen und unter Auflagen erteilt werden.

§5

Privatkanale

(1) Ist der Eigentiimer nicht zum Anschluss berechtigt oder verpflichtet, so kann die Stadt durch Sonder-
vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhaltnis begriinden. Fir dieses gelten die Bestimmungen dieser
Satzung und der Beitrags- und Gebihrensatzung zur Entwasserungssatzung und zur Fakalschlammentsor-
gungssatzung der Stadt Nirnberg entsprechend, soweit nicht die Sondervereinbarung etwas anderes be-
stimmt.

(2) Grundsticke an StraRen, in denen kein stadtischer Kanal liegt, kdnnen an die offentliche Entwésse-
rungsanlage durch einen Privatkanal angeschlossen werden. Die erforderliche Genehmigung hierzu sowie
die einzelnen Benutzungsbedingungen werden in einer Sondervereinbarung geregelt.

§6

Grundstucksbenutzung

(1) Der Grundstuckseigentimer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschliel3lich Zubehdr zur
Ableitung von Abwasser Uber sein im Entsorgungsgebiet liegendes Grundstlick sowie sonstige Schutzmalf3-
nahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit diese Maflinahmen fir die drtliche Abwasserbeseitigung
erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur Grundstiicke, die an die 6ffentliche Entwasserungsanlage ange-
schlossen oder anzuschlie3en sind, die vom Eigentiimer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem an-
geschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstiick genutzt werden oder fiir die die Méglichkeit
der ortlichen Abwasserbeseitigung sonst vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfallt, soweit die Inanspruchnah-
me der Grundstiicke den Eigentimer in unzumutbarer Weise belasten wirde. 8 2 Abs. 2 findet keine An-
wendung.

(2) Der Grundstiickseigentiimer ist rechtzeitig tber Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme
seines Grundstiicks zu benachrichtigen.

(3) Der Grundstickseigentimer kann die Verlegung der Einrichtung verlangen, wenn sie an der bisherigen
Stelle fur ihn nicht mehr zumutbar ist. Die Kosten der Verlegung hat die Stadt zu tragen, soweit die Einrich-
tung nicht ausschlief3lich der Entsorgung des Grundstiicks dient.

(4) Abs. 1 bis 3 gelten nicht fur 6ffentliche Verkehrswege und Verkehrsflachen sowie fiir Grundstiicke, die
durch Planfeststellung oder Bebauungsplan fir den Bau von 6ffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsfla-
chen bestimmt sind.

§7

Auskunft; Betretungsrecht

(1) Die Grundstiickseigentimer sind verpflichtet, alle zur Durchfihrung dieser Satzung erforderlichen Aus-
kinfte zu erteilen.

(2) Die Beschéftigten der Stadt (Stadtentwéasserung und Umweltanalytik Nirnberg) sind berechtigt, zur
Uberwachung der Pflichten aus dieser Satzung zu angemessener Tageszeit Grundstiicke, Geb&aude, Anla-
gen, Einrichtungen, Wohnungen und Wohnraume im erforderlichen Umfang zu betreten und zu befahren.
Weiter gehende Rechte nach anderen Vorschriften bleiben unberihrt.

(3) Die betroffenen Eigentimer und Wohnungs- oder Betriebsinhaber sollen vorher verstandigt werden,
soweit dadurch die Aufgabenerfillung nicht geféhrdet wird. Die Bediensteten haben sich auf Verlangen aus-
zuweisen.
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§8

Grundstiicksanschluss

(1) Die Herstellung, Anderung, Unterhaltung, Erneuerung und Stilllegung sowie Beseitigung der Grund-
stiicksanschlisse ist Aufgabe der Grundstiickseigentiimer; die 88 9 bis 12 gelten entsprechend.

(2) Grundstiicksanschluss (Anschlusskanal) ist die Leitung vom o&ffentlichen Kanal bis zur Grundstiicks-
grenze. Zum Grundsticksanschluss gehdort auch die Verbindung des Anschlusskanals mit dem 6ffentlichen
Kanal (Kanalanstich). Abweichend von Satz 1 reicht der Grundstiicksanschluss bei Druckentwéasserung vom
offentlichen Kanal bis zum Abwassersammelschacht und bei Unterdruckentwéasserung vom 6&ffentlichen Ka-
nal bis einschliellich des Hausanschlussschachtes.

(3) Die Stadt bestimmt Zahl, Art, Nennweite, Werkstoff, Gefalle und Fihrung der Grundstiicksanschliisse.
Sie bestimmt auch, wo und an welchen Kanal anzuschlieen ist. Begriindete Wiinsche des Grundstucksei-
gentumers werden dabei nach Mdglichkeit berticksichtigt.

(4) Die Stadt hat das Recht, im Zuge von Unterhalts- oder Erneuerungsmafinahmen am offentlichen Kanal
den Grundstucksanschluss umzubinden und anzupassen.

(5) Die zur Verlegung und Unterhaltung eines Grundstiicksanschlusses erforderlichen Stral3enaufgrabun-
gen an in der Baulast der Stadt stehenden StralRen werden durch einen Gestattungsvertrag nach birgerli-
chem Recht zwischen dem Grundstiickseigentimer bzw. dem Erbbauberechtigten und der Stadt geregelt.
Der Grundstickseigentiimer haftet der Stadt gegentber fur alle Schaden, die dieser aus der Benltzung des
Stral3enkorpers und der sonstigen Bestandteile der Stral3e entstehen.

§9

Grundstiicksentwasserungsanlage

(1) Vor dem Anschluss an die offentliche Entwasserungsanlage ist das Grundstick durch den Grund-
stiickseigentimer mit einer Grundsticksentwéasserungsanlage zu versehen. Zur Grundstlicksentwasse-
rungsanlage gehoren alle Einrichtungen, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prifung, Rickhaltung, Ablei-
tung und Klarung des Abwassers auf dem Grundstiick dienen. Bei Druckentwédsserung zahlt zur Grund-
sticksentwasserungsanlage auch der Abwassersammelschacht.

(2) Die Grundsticksentwasserungsanlage ist nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzu-
stellen, zu betreiben, zu verbessern, zu erneuern, zu andern, zu unterhalten, stillzulegen und ggf. zu beseiti-
gen. Sie ist stets in einem betriebssicheren Zustand zu halten; bei Bedarf ist sie griindlich zu reinigen und zu
spilen. Verstopfungen, etwa durch Verwurzelungen und Ablagerungen, oder sonstige Mangel sind zu besei-
tigen.

(3) Die Grundstiicksentwasserungsanlage ist mit einer Grundstiicksklaranlage zu versehen, wenn das Ab-
wasser nicht dem offentlichen Kanal zugefihrt wird. Fir die Reinigungsleistung der Grundsticksklaranlage
ist Uber die Anforderungen des Abs. 2 Satz 1 hinaus der Stand der Technik maRgeblich. Genehmigungs-
und Anzeigepflichten hierflr nach anderen Vorschriften bleiben unberihrt.

(4) Aufspeicherung von Abwasser ist verboten, ausgenommen die Aufspeicherung von Niederschlagswas-
ser zur Verwendung auf dem eigenen Grundstiick, soweit hierdurch keine Beeintrachtigung der Nachbar-
grundstiicke auftritt.

(5) Es ist ein Revisionsschacht (Kontrollschacht), soweit technisch moglich unmittelbar an der Grund-
stucksgrenze, zu erstellen. Bei Bedarf kann die Stadt, auch nachtréaglich, den Einbau weiterer Revisions-
schachte sowie an dessen Stelle oder zuséatzlich die Erstellung einer Einrichtung fur die Messung des Ab-
wasserabflusses aus den Grundsticken sowie fur die Entnahme von Abwasserproben (Probenahmestelle)
verlangen.

(6) Besteht zum Kanal kein ausreichendes Gefélle, so kann die Stadt den Einbau und Betrieb einer Hebe-
anlage zur ordnungsgemalen Entwasserung des Grundstiickes verlangen, wenn ohne diese Anlage eine
ordnungsgemaélle Beseitigung des Abwassers nicht moglich ist.
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(7) Gegen den Riickstau des Abwassers aus der offentlichen Entwéasserungsanlage haben sich die Grund-
stuckseigentimer selbst zu schitzen. Ruckstauebene ist die Hohe der Stralienoberkante an der Anschluss-
stelle, soweit nicht im Einzelfall von der Stadt eine andere Riickstauebene festgesetzt wird.

(8) Arbeiten an Grundstiicksentwéasserungsanlagen dirfen nur durch Unternehmer ausgefiihrt werden, die
von der Stadt fur die Ausfihrung solcher Arbeiten zugelassen sind. Voraussetzung fur die Zulassung ist die
Mitgliedschaft in einer Handwerkskammer oder einer Industrie- und Handelskammer sowie die Beschéfti-
gung von Personal, dessen Qualifikation fir die Ausfiihrung von privaten Entwasserungsanlagen nachge-
wiesen werden kann. Die Zulassung kann bei groben oder wiederholten VerstéRen gegen diese Satzung
entzogen werden.

(9) Wird uber den Zulassungsantrag nicht innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Vorliegen der voll-
standigen Unterlagen entschieden, gilt die Zulassung als erteilt. Art. 42a Abs. 2 Séatze 2 bis 4 und Abs. 3 des
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) gelten entsprechend. Unternehmer mit Niederlas-
sung in einem anderen Mitgliedsstaat der Europaischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens uber den Européaischen Wirtschaftsraum kénnen das Zulassungsverfahren auch in elektronischer
Form Uber die einheitliche Stelle im Sinne des Art. 71a BayVwVfG abwickeln.

§10

Genehmigung der Grundstiicksentwasserungsanlage

(1) Nach dieser Satzung bedurfen einer Genehmigung:

1. die Herstellung und Anderung des Grundstiicksanschlusses und der Grundstiicksentwasserungsan-
lage aulRerhalb von Gebéauden;

2. die Herstellung und Anderung der Grundstiicksentwasserungsanlage in Gebauden unterhalb der
Ruckstauebene, mindestens jedoch aller Entwasserungseinrichtungen unterhalb des Erdgeschoss-
fuBbodens;

3. die Herstellung und Anderung samtlicher Entwasserungseinrichtungen, die gewerbliches oder in-
dustrielles (nichthausliches) Abwasser aufnehmen, behandeln und ableiten.

(2) Vor der Herstellung oder Anderung von Grundstiicksentwasserungsanlagen ist eine Kanalauskunft tiber
Art, Nennweite und Fuhrung des o6ffentlichen Kanals bei der Stadt (Stadtentwésserung und Umweltanalytik
Nurnberg) einzuholen. Sie wird fir jedes vom Vorhaben betroffene Buchgrundstiick (eigene Flurnummer) er-
teilt. Die Antragstellung hat mit einem amtlichen Lageplan 1:1000 mit Angaben lber Eigentimer und Grund-
stiicksgrofe zu erfolgen.

(3) Bevor die Grundstiicksentwasserungsanlage hergestellt oder gedndert wird, sind der Stadt (Stadtent-
wasserung und Umweltanalytik Nirnberg) zusammen mit einem Antrag auf Erteilung der Anschluss- und Be-
nutzungsgenehmigung folgende Unterlagen, vom Grundstiickseigentimer und Planfertiger unterschrieben,
fur die Falle des Abs. 1 Nrn. 1 bis 2 in doppelter, fir die Falle des Abs. 1 Nr. 3 sowie bei Grundstiicken in
Wasserschutzgebieten in dreifacher Ausfertigung einzureichen:

1. amtlicher Lageplan des zu entwassernden Grundstickes im MafRstab 1:1000, mit Eintragung der
vorhandenen und geplanten Bauten einschlie3lich der Entwésserungsanlagen;

2. Grundriss- und Flachenpléne im Maf3stab 1:100, aus denen der Verlauf der Leitungen einschlief3lich
des Anschlusskanals an den stadtischen Kanal, die Grundsticksgrenzen und eine vorhandene
Grundstuicksklaranlage ersichtlich sind. Vorhandener und geplanter Baumbestand sind einzutragen;

3. Langsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwasserungsgegenstande und des Anschluss-
kanals im MaRstab 1:100, h6henbezogen auf Normal-Null (NN), aus denen insbesondere die Ge-
lande- und Kanalsohlenh6hen, die maf3geblichen Kellersohlenhéhen, Querschnitte und Gefélle der
Kanéle, Schachte, hdchstes Grundwasserniveau etc. zu ersehen sind;

4. Rohrnetzberechnungen und ggf. Detailplane. Fir die Bemessung von regenwasserfihrenden Lei-
tungen ist eine Abflussspende von 300 I/(s ha) zugrunde zu legen;

5. wenn gewerbliches oder industrielles (nichthausliches) Abwasser zugefiihrt wird, ferner Angaben
uber

a) die abwassererzeugenden Betriebsvorgange (Beschreibung der Abwasseranfallstellen),
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b) Menge und Zusammensetzung des zum Einleiten bestimmten Abwassers,

c) die Zeiten, in denen eingeleitet wird,

d) das Verfahren zur Abwasserbehandlung mit Bemessungsnachweisen.

Soweit notwendig, sind die Angaben durch Plane und Erlauterungsberichte zu erganzen;

6. Nachweis eines gesicherten Leitungsfiihrungsrechtes, wenn eine Abwasserableitung Utber fremde
Grundstiicke erfolgt.

(4) Von den Bestimmungen des Abs. 3 Nrn. 1 bis 5 kann die Stadt Ausnahmen zulassen, sofern eine ord-
nungsgemafe Priifung dadurch nicht beeintrachtigt wird.

(5) Entspricht die beabsichtigte Grundstiicksentwdsserungsanlage nicht den Bestimmungen dieser Sat-
zung, den gesetzlichen Vorschriften oder den allgemein anerkannten Regeln der Technik, setzt die Stadt
dem Antragsteller unter Angabe der Mangel eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die geédnderten Un-
terlagen sind sodann erneut einzureichen.

(6) Die Genehmigung wird schriftlich erteilt. Der Antragsteller erhélt eine Fertigung der eingereichten Unter-
lagen zurtick.

(7) Die Genehmigung kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Unbeschadet anderer Vor-
schriften werden Abscheide-, Hebeanlagen und Abwasservorbehandlungsanlagen nur widerruflich geneh-
migt.

(8) Mit der Herstellung oder Anderung der Grundstiicksentwésserungsanlagen darf erst nach schriftlicher
Genehmigung der Stadt begonnen werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach
stra3en-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Genehmigung unberthrt.

(9) Soll die Grundstiicksentwasserungsanlage abweichend von den der Genehmigung der Stadt zugrunde
liegenden Planunterlagen ausgefuhrt werden, sind rechtzeitig zuvor Erganzungen in zweifacher Ausfertigung
zur Genehmigung (Tekturgenehmigung) einzureichen.

8§11

Arbeiten an Grundstiicksentwasserungsanlagen

(1) Der Beginn von Arbeiten zur
1. Herstellung,
2. Anderung oder
3. Beseitigung

von Entwasserungseinrichtungen ist der Stadt (Stadtentwasserung und Umweltanalytik NUrnberg) drei Tage
vorher schriftlich anzuzeigen; gleichzeitig sind der Unternehmer und dessen Verantwortlicher zu benennen.
Dies gilt auch fur die Durchfihrung gréRerer Unterhaltsarbeiten. Muss wegen Gefahr in Verzug mit den Ar-
beiten sofort begonnen werden, so ist der Beginn innerhalb 24 Stunden schriftlich mitzuteilen. Die Stadt
kann verlangen, dass die Entwésserungseinrichtungen nur mit ihrer Zustimmung in Betrieb genommen wer-
den.

(2) Die Wiederaufnahme von Entwasserungsarbeiten nach Unterbrechungen sowie der Zeitpunkt des An-
stiches an einen stadtischen Kanal sind mindestens 24 Stunden vorher anzuzeigen.

(3) Die Entwéasserungsanlagen sind nach den genehmigten Planen fachgerecht, insbesondere wasserdicht
auszufuihren. Bei Planabweichungen sind Bestandspléne entsprechend § 10 vorzulegen.

(4) Die Stadt ist berechtigt, die Arbeiten zu Uberprifen. Wahrend der Dauer der Ausfiihrung von Entwéasse-
rungsarbeiten muss der genehmigte Entwasserungsplan stets auf der Baustelle bereit liegen. Der Grund-
stiickseigentiimer hat zu allen Uberpriifungen Arbeitskréfte, Gerate und Werkstoffe auf seine Kosten bereit-
zustellen.

(5) Anstiche an einen 6ffentlichen Kanal oder an einen Privatkanal im 6ffentlichen StraRengrund durfen nur
unter Aufsicht eines Beauftragten der Stadt vorgenommen werden.
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(6) Das Offnen eines stadtischen Kanalschachtdeckels sowie das Einsteigen in einen 6ffentlichen Kanal
durfen nur durch die Personen erfolgen, die die Stadt (Stadtentwésserung und Umweltanalytik Nirnberg)
hierzu erméchtigt hat.

(7) Anschlusskanéle und samtliche Grundleitungen dirfen nur mit vorheriger Zustimmung der Stadt ver-
deckt werden. Die Zustimmung ist rechtzeitig, jedoch mindestens 24 Stunden vorher, einzuholen. Anderen-
falls sind sie auf Anordnung der Stadt mit einer Kanalkamera zu befahren und die Videoaufzeichnung der
Stadt vorzulegen. Erforderlichenfalls sind die Leitungen freizulegen. Die Kosten hat der Grundstiickseigen-
timer zu tragen.

(8) Die Grundstiucksentwasserungsanlage ist nach den einschlagigen technischen Regeln einer Dichtheits-
prifung zu unterziehen. Diese ist mindestens 24 Stunden vorher bei der Stadt (Stadtentwésserung und Um-
weltanalytik Nirnberg) anzumelden. Uber die Dichtheitspriifung ist eine Niederschrift (Formblatt) mit ergan-
zendem Lageplan zu fertigen. Diese ist vom Bauherrn oder Grundstiickseigentimer und von der aus-
fuhrenden Baufirma zu unterzeichnen und der Stadt (Stadtentwdsserung und Umweltanalytik Nirnberg)
nach erfolgter Prifung innerhalb einer Woche vorzulegen.

(9) Die Stadt darf die ordnungsgemalfe Einflllung und Verdichtung der Baugruben fir Anschlusskanéle im
StralR3enbereich auf Kosten des Grundstiickseigentiimers Uberprifen, wenn Anhaltspunkte flr eine nicht ord-
nungsgemalfe Ausfihrung der Arbeiten vorliegen.

(10) Festgestellte Méngel sind innerhalb einer angemessenen Frist zu beseitigen. Die Beseitigung der Man-
gel ist der Stadt zur Nachprifung anzuzeigen.

(11) Vor Ingebrauchnahme der Grundstiicksentwasserungsanlage sind alle Teile von Bau- und sonstigen
Fremdstoffen, die etwa hineingelangt sind, zu reinigen und die Leitungen durchzuspulen. Bei Trennkanali-
sation sind die Grundsticksentwasserungsanlagen fir Regen- und Schmutzwasser vor deren Inbetriebnah-
me durch Farbproben auf vorschriftsméRige Einleitung und Abflhrung der anfallenden Abwasser zu Uber-
prifen.

(12) Die Genehmigung nach § 10 Abs. 6 und die Prifung der Grundstiucksentwasserungsanlage durch die
Stadt befreien den Grundstlickseigentimer, den Bauherrn, den ausfihrenden Unternehmer und den Planfer-
tiger nicht von der Verantwortung fur die vorschriftsméaRige und fehlerfreie Planung und Ausfiihrung der An-
lage.

§12

Uberwachung der Grundstiicksentwasserungsanlage; wiederkehrende Uberprifungspflicht

(1) Die Stadt ist berechtigt, die Grundsticksentwéasserungsanlagen und die Grundstiicksanschlisse auf ih-
ren vorschriftsmafRigen Zustand und ordnungsgemafen Betrieb zu Uberprifen, Abwasserproben zu entneh-
men und Messungen durchzufuhren. Die Stadt kann verlangen, dass sie in einen Zustand gebracht werden,
der Stérungen anderer Einleiter und Beeintrachtigungen der 6ffentlichen Entwésserungsanlage ausschlief3t.
Ebenso kann angeordnet werden, dass Mangel unverziglich beseitigt werden.

(2) Die Grundsticksentwasserungsanlage und der Grundstiicksanschluss sind vom Grundstickseigenti-
mer wiederkehrend nach MaflRgabe des Abs. 3 durch einen fachlich geeigneten Unternehmer auf Bauzu-
stand, insbesondere Dichtheit und Funktionsfahigkeit untersuchen zu lassen (wiederkehrende Uberprii-
fungspflicht). Dies gilt auch fir Regenwasserleitungen, die nicht in einen Regenwasserkanal miinden. Die
Uberpriifung hat durch eine Kamerabefahrung zu erfolgen. In begriindeten Einzelfallen ist nach Aufforderung
der Stadt zusétzlich eine Wasserstandsfiillung durchzufiihren. Bei der Uberpriifung festgestellte Mangel sind
unverziglich zu beseitigen.

(3) Grundstucksentwasserungsanlagen und Grundstiicksanschlisse, die am 01. April 1992 bereits in Be-
trieb waren und seitdem nicht untersucht worden sind, miissen unverziglich Gberprift werden. Die Frist fur
die wiederkehrende Uberpriifung beginnt mit der Inbetriebnahme der Entwasserungsanlage und danach er-
neut mit den durchgefiihrten Untersuchungen, jedoch nicht vor Beseitigung der hierbei festgestellten Man-
gel. Fur Grundstiicksentwasserungsanlagen und Grundstiicksanschlisse, die seit dem 01. April 1992 unter-
sucht worden sind, beginnt die Frist zur wiederkehrenden Uberpriifung am 01.01.2003 neu zu laufen.
Die Uberpriifungsabsténde der wiederkehrenden Uberpriifung werden wie folgt festgelegt:

1. bei Grundstiicken in Wasserschutzgebieten alle 10 Jahre;
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2. bei Grundstiicken, aus denen nichthdusliches Abwasser abgeleitet wird, das gemaR § 17 regelmaRig
untersucht wird, alle 15 Jahre sowie

3. bei sonstigen Grundstiicken alle 25 Jahre.

(4) Uber die durchgefiihrte Untersuchung und iiber die Mangelbeseitigung ist der Stadt (Stadtentwasserung
und Umweltanalytik Nurnberg) jeweils innerhalb von vier Wochen eine Niederschrift nach Vordruck mit Anla-
ge eines Lageplanes, der die untersuchten und die instand gesetzten Leitungen aufweist, unaufgefordert
vorzulegen.

(5) Storungen und Schaden am Grundstiicksanschluss, an den Messschachten, an der Grundstiicksent-
wasserungsanlage, an den Uberwachungseinrichtungen und etwaigen Vorbehandlungsanlagen sind unver-
zuglich der Stadt anzuzeigen.

(6) Besteht begrindeter Verdacht von schadhaften Anschlusskanédlen oder Grundleitungen, dann hat der
Grundstiickseigentimer auf seine Kosten diese auf Anordnung der Stadt mittels Kamerabefahrung tberpri-
fen zu lassen, erforderlichenfalls freizulegen.

(7) Kontrollschachte von Grundstiicksentwésserungsanlagen sind bei Uberpriifungen auf Verlangen von
den Grundstiickseigentiimern zu 6ffnen.

§13

Stilllegung von Entwasserungsanlagen

(1) Abflusslose Gruben, Sickeranlagen und Grundstiicksklaranlagen sind nach den Vorgaben der Stadt
auller Betrieb zu setzen, wenn und soweit das Grundstiick an die offentliche Entwésserungsanlage ange-
schlossen worden ist. Dies gilt auch fir sonstige Teile der Grundstiicksentwasserungsanlage und des
Grundstlicksanschlusses, wenn und soweit sie den Bestimmungen der 88 9 bis 11 nicht entsprechen.

(2) Alte, nicht mehr genutzte Grundstiicksentwasserungsanlagen, Grundstiicksanschliusse oder Teile hier-
von sind von bestehenden Leitungen abzutrennen und luft- und wasserdicht zu verschlieRen. Grundstuicks-
anschlisse sind zusatzlich mit flussigem Beton, Da&mmer oder Gleichwertigem innenbiindig mit dem offentli-
chen Kanal dauerhaft zu verpressen. Uber die Verpressung ist innerhalb einer Woche nach Beendigung der
Arbeiten bei der Stadt (Stadtentwéasserung und Umweltanalytik Nirnberg) eine Niederschrift mit ergénzen-
dem Lageplan vorzulegen. Im Einzelfall kann von der Stadt der Ausbau der genannten Entwasserungsein-
richtungen angeordnet werden. Hierbei sind die allgemein anerkannten Regeln der Technik einzuhalten.

§14

Einleiten in die Kanale

(1) In Schmutzwasserkanale darf nur Schmutzwasser, in Regenwasserkanale nur Niederschlagswasser
eingeleitet werden. In Mischwasserkanale darf sowohl Schmutz- als auch Niederschlagswasser eingeleitet
werden. Ausnahmen kdnnen auf begriindetem Antrag zugelassen werden.

(2) Die Stadt kann im Einzelfall die Einleitung von Abwasser der Menge nach beschréanken, von einer Vor-
behandlung oder Speicherung durch Ruckhaltemalinahmen oder einer anderweitigen Ableitung abhangig
machen, wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies im Hinblick auf den Betrieb der Entwasserungsanlage
oder auf sonstige offentliche Belange erfordert.

(3) Die Einleitung von gewerblichem oder industriellem (nichthduslichem) Abwasser ist nur mit Genehmi-
gung der Stadt zulassig. Im Antrag sind Menge und Art der auf dem Grundstiick anfallenden Abwasser zu
bezeichnen; ferner ist anzugeben, ob sie eine der in § 15 Abs. 1 genannten Eigenschaften aufweisen. Die
Genehmigung wird nur widerruflich und nur dann erteilt, wenn die Abwéasser die in § 15 Abs. 1 aufgefuhrten
Eigenschaften nicht oder bei Einleitung in Folge geeigneter Vorkehrungen nicht mehr besitzen.

(4) Die Einleitung radioaktiver Abwasser (8 15 Abs. 2 Nr. 3) kann genehmigt werden, wenn die nach der
Strahlenschutzverordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung bestehenden Bestimmungen beachtet werden.
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(5) Auf Antrag kann in folgenden Féllen die Einleitung von Grundwasser in die 6ffentliche Entwasserungs-
anlage widerruflich genehmigt werden:

1. wenn eine unmittelbare Einleitungsmdglichkeit in einen Regenwasserkanal unbeschadet wasser-
rechtlicher Bestimmungen und Anordnungen besteht;

2. wenn bei Durchfiihrung von Baumafinahmen auf einem Grundstiick zur Trockenhaltung der Bau-
gruben voriibergehend Grundwasser abgeleitet werden soll;

3. wenn auf Grund wasserrechtlicher oder bodenschutzrechtlicher Auflagen eine Grundwasseruntersu-
chung (Pumpversuch) bzw. eine Grundwassersanierung durchzufiihren ist;

4. wenn die Versagung der Einleitung fir den Anschlussnehmer eine unbillige Harte bedeuten wiirde
und Grunde des 6dffentlichen Wohls einer Einleitung nicht entgegen stehen.

(6) Auf Antrag kann die Einleitung von Abwasser aus Fassadenreinigungen genehmigt werden.

(7) Die Einleitung des bei Freiluftveranstaltungen anfallenden Abwassers ist genehmigungspflichtig. Bei
Anfall von fetthaltigem Abwasser wird die Genehmigung nur erteilt, wenn entsprechende Fettabscheidevor-
richtungen vorgeschaltet werden. Das Gleiche gilt bei Einleitung von Abwasser aus mobilen Einrichtungen.

(8) Genehmigungen und Befreiungen nach dieser Vorschrift kénnen widerruflich, befristet, unter Bedingun-
gen und unter Auflagen erteilt werden.

§15
Verbot des Einleitens; Einleitungsbedingungen
(1) Indie o6ffentliche Entwasserungsanlage dirfen Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht werden, die ge-
eignet sind,
1. die dort beschéftigten Personen zu geféahrden oder deren Gesundheit zu beeintrachtigen;

2. die offentliche Entwasserungsanlage oder die angeschlossenen bzw. die benachbarten Grund-
stucke zu geféhrden oder zu beschadigen;

3. den Betrieb der 6ffentlichen Entwésserungsanlage zu erschweren, zu behindern oder zu beein-
trachtigen;

4. die Behandlung und Verwertung des Klarschlamms zu erschweren oder zu verhindern oder

5. sich sonst schéadlich auf die Umwelt, insbesondere auf Gewéasser und Boden, auszuwirken.
(2) Dieses Verbot gilt insbesondere fiir

1. feuergeféhrliche oder explosionsfahige Stoffe wie z. B. Benzin und Ol;

2. infektibse Stoffe, Medikamente;
3. radioaktive Stoffe;
4

Farbstoffe, soweit sie zu einer Verfarbung des Abwassers in der 6ffentlichen Entwasserungsanlage
oder des Gewassers filhren oder durch sie andere betriebliche Nachteile auftreten;

5. Abwasser oder andere Stoffe, die schadliche Ausdiinstungen oder Uble Geriiche, Gase oder
Dampfe verbreiten kénnen;

6. Grund- und Quellwasser, vorbehaltlich einer Ausnahme oder Befreiung nach § 14 Abs. 5;

7. feste Stoffe - auch in zerkleinerter Form - die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in Ab-
wasserleitungen fihren kénnen oder schwer abbaubar sind, wie

a) Schutt, Asche, Mill, Sand, Kies, Schlacke, Faserstoffe, Zement,

b) Kichenabfalle, Abfélle aus obst- und gemuseverarbeitenden Betrieben, Schlachtabfalle,
¢) Kunststoffe, Teer, Pappe, Verpackungsmaterial aller Art

d) Papierabfalle, Textilien, Verbands- und Hygienematerial,

e) Treber, Hefe, flissige Stoffe, die erharten;
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®3)

bzw.

10

10.

11.

12.

13.

14,

Farben und Lacke;

Chemikalien, wie

a) fotografische Entwickler- und Fixierbader,

b) Impragnier-, Pflanzenschutz- und Holzschutzmittel,

c) Loésungsmittel (z. B. Benzin, Per-, Trichlorethylen, Aceton, Farbverdiinner);
unbehandelte Abwasser aus Fassadenreinigungen ohne Genehmigung nach § 14 Abs. 6;

nicht neutralisiertes Kondensat aus Feuerungsanlagen mit einer Feuerungsleistung tber 200 kW
sowie nicht neutralisiertes Kondensat bei Verwendung von nicht schwefelarmen Heizdl nach DIN
51603-1;

Raumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Gille, Abwasser aus Dunggruben und
Tierhaltungen, Silagegérsaft, menschliches und tierisches Blut, Molke;

Absetzgut, Schlamme oder Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen, Raumgut aus Grund-
stucksklaranlagen und Abortgruben;

Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungs-
fahigkeit oder einer krebserzeugenden, fruchtschadigenden oder erbgutverandernden Wirkung als
gefahrlich zu bewerten sind wie Schwermetalle, metallorganische Verbindungen, Cyanide, haloge-
nierte Kohlenwasserstoffe, polycyclische Aromaten, Phenole.

Ausgenommen sind

a) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der Menge, wie sie auch
im Abwasser aus Haushaltungen Ublicherweise anzutreffen sind,

b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurtickgehalten werden kon-
nen und deren Einleitung die Stadt entsprechend den Schadstoffgrenzwerten nach Abs. 3 zu-
gelassen hat.

Fur die Beschaffenheit und Inhaltsstoffe nichthduslicher Abwéasser sind am Ort des Abwasseranfalles
vor der Vermischung des Abwassers folgende Grenzwerte einzuhalten:

Temperatur 35° C
pH-Wert 6,5-10
sofern nicht in den Genehmigungsbedingungen ein engerbegrenzter pH-Wert festgelegt wird
absetzbare Stoffe (gemessen nach halbstiindiger Absetzzeit) 5 ml/|
Suspensa (aus der abgesetzten Probe) 50 mg/I

Anorganische Stoffe (geltst und ungeldst)

Arsen (As) 0,5 mg/l
Blei (Pb) 1,0 mg/l
Cadmium (Cd) 0,5 mg/l
Chrom gesamt (Cn) 2,0 mg/l
Chrom VI (Cr0O,) 0,5 mg/l
Kupfer (Cu) 1,0 mg/l
Nickel (Ni) 1,0 mg/l
Quecksilber (Hg) 0,05 mg/l
Zink (Zn) 2,0 mg/l
Zinn (Sn) 3,0 mg/l
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Anorganische Stoffe (geldst)

Ammonium und Ammoniak und solche Stoffe, die Ammonium/Ammoniak freisetzen

berechnet als N 150 mg/l
Cyanid, leicht freisetzbar (CN) 1,0 mg/l
Fluorid (3] 50 mg/l
Nitrit (NO,) 20 mg/l
Sulfid (S) 2 mgl/l
Organische Stoffe

Phenol-Index 100 mg/l
Kohlenwasserstoffe 20 mg/l
BTEX (Summe) 10 mg/l
Halogenkohlenwasserstoffe, leichtflichtig Summe 1,0 mg/l
Polychlorierte Biphenyle (PCB) 0,001 mg/l.

Im Einzelfall kbnnen Frachtbegrenzungen fur Schadstoffe nach Satz 1 und fir Abwéasser mit hdheren CSB-
Werten als 5000 mg/l von der Stadt festgelegt werden.

(4) Verschiedenartige Abwasser sind getrennt zu behandeln und getrennt abzuleiten. Eine Verdiinnung von
Abwassern zur Einhaltung von Grenzwerten ist unzulassig. Wird eine Abwasservorbehandlungsanlage be-
trieben, gelten die Grenzwerte gemafd Abs. 3 unmittelbar am Ablauf dieser Anlage. Sind mehrere
Anfallstellen in einem Betrieb vorhanden, so dirfen Abwasser gleichartiger Zusammensetzung gemeinsam
behandelt und abgeleitet werden.

(5) Uber Abs. 3 hinaus kann die Stadt auch die Einleitung von Abwasser besonderer Art und Menge aus-
schlieen oder von besonderen Voraussetzungen abhéngig machen, soweit dies zum Schutz der Entwésse-
rungsanlage, dessen Betriebspersonals oder zur Erflllung der fir den Betrieb der 6ffentlichen Entwésse-
rungsanlage geltenden Vorschriften, insbesondere der Bedingungen und Auflagen der der Stadt erteilten
wasserrechtlichen Bescheide erforderlich ist.

(6) Wer verursacht oder wahrnimmt, dass schadliche Stoffe der in Abs. 1 bis 3 genannten Art, insbesonde-
re feuergeféhrliche, explosionsfahige, giftige oder radioaktive Stoffe in die 6ffentliche Entwasserungsanlage
gelangen, hat die Stadt (Stadtentwasserung und Umweltanalytik NUrnberg) unverziglich zu verstandigen.

816
Abscheider

(1) Sofern mit dem Abwasser Leichtflissigkeiten, wie z. B. Benzin, Benzol, Ole oder Fette
mitabgeschwemmt werden kdnnen, sind in die Grundstiicksentwasserungsanlage Abscheider einzuschalten
und insoweit ausschliel3lich diese zu benutzen. Dies gilt bei Fetten nur, wenn die haushaltstiblichen Mengen
Uberschritten werden. Die Abscheider sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu errich-
ten, zu betreiben und regelmaRig zu warten. Die Stadt kann den Nachweis der ordnungsgeméfen Eigenkon-
trolle, Wartung, Entleerung und Generalinspektion verlangen. Das Abscheidegut ist schadlos zu entsorgen.

(2) 813 Abs. 2 gilt entsprechend.

8§17

Untersuchung des Abwassers

(1) Die Stadt kann Uber die Art und Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers Aufschluss
verlangen. Bevor erstmals Abwasser eingeleitet wird oder wenn Art und Menge des eingeleiteten Abwassers
verandert werden, ist der Stadt auf Verlangen nachzuweisen, dass das Abwasser keine Stoffe enthalt, die
unter das Verbot des § 15 fallen. Fallen auf einem angeschlossenen Grundstiick Abwasser an, die nicht in
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die Kanalisation eingeleitet werden durfen, sind der Stadt auf Verlangen die Menge der Stoffe und die Art
der Entsorgung nachzuweisen.

(2) Die Stadt kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch periodisch, untersuchen. Bei Uberschreitung von
Grenzwerten erfolgen kostenpflichtige Zusatzuntersuchungen.

(3) Zur Durchfiihrung der Untersuchungen hat der Verpflichtete auf Verlangen nach Vorgaben der Stadt auf
eigene Kosten Probenahmestellen (z. B. Schachte) sowie automatische Probenahmegerate einzubauen.
Probenahmestellen sind stets zugéanglich zu halten.

8§18
Haftung

(1) Die Stadt haftet fur Schaden, die aus dem Bau und dem Betrieb der offentlichen Entwésserungsanlage
entstehen, nur dann, wenn diese auf einer vorséatzlichen oder grob fahrlassigen Pflichtverletzung eines ge-
setzlichen Vertreters oder Erfullungsgehilfen der Stadt beruhen.

(2) Diese Haftungsbeschrénkung gilt nicht fir Schéaden aus der Verletzung des Lebens, des Kdrpers oder
der Gesundheit.

(3) Die Haftungsbeschrankung nach Abs. 1 gilt nicht fur die gesetzliche Haftung der Stadt nach dem Haft-
pflichtgesetz, dem Umwelthaftungsgesetz oder &hnlicher Haftpflichtbestimmungen.

§19

Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuf3e belegt werden, wer vorsatzlich

1.

10.

11.

12

entgegen § 3 Abs. 3 ein Grundstiick ohne vorherige Genehmigung an die Entwasserungsanlage an-
schlief3t;

eine der in 8 7 Abs. 1, 8 11 Abs. 1 Satze 1 bis 3, Abs. 3 Satz 2, Abs. 8 Satz 4, § 12 Abs. 4 und § 17
Abs. 1 und 2 festgelegten Anzeige-, Melde-, Auskunfts-, Vorlage- oder Duldungspflichten verletzt;

entgegen § 7 Abs. 2 die Ausiibung des Betretungsrechts verweigert;

entgegen 8§ 10 Abs. 8 Satz 1 vor der Genehmigung durch die Stadt Entwéasserungseinrichtungen her-
stellt oder andert;

unvollstandige oder unrichtige Angaben Uber nichthdusliche Abwésser nach § 10 Abs. 3 Nr. 5, § 14
Abs. 3 Satz 2 und § 17 Abs. 1 macht;

entgegen § 11 Abs. 7 Satz 1 Anschlusskanéle oder Grundleitungen verdeckt;

trotz Aufforderung durch die Stadt innerhalb der gesetzten Frist der Pflicht zur Uberprifung und In-
standsetzung der Grundstlicksentwasserungsanlage und des Grundstiicksanschlusses nach § 12
Abs. 2 und 3 nicht nachkommt;

dem Gebot der getrennten Einleitung von Schmutz- und Niederschlagswasser nach § 14 Abs. 1 Satz 1
oder Anordnungen der Stadt nach § 14 Abs. 2 zuwiderhandelt;

entgegen 8§ 14 Abs. 3 und 7 ohne Genehmigung gewerbliches oder industrielles Abwasser oder Abwas-
ser aus Freiluftveranstaltungen in die 6ffentliche Entwasserungsanlage einleitet;

nach 8 15 Abs. 2 verbotene Stoffe oder solche, die die Grenzwerte nach 8§ 15 Abs. 3 Uiberschreiten, ein-
leitet;

dem Gebot der getrennten Behandlung und Ableitung oder dem Verbot der Verdiinnung von Abwassern
nach § 15 Abs. 4 oder Anordnungen der Stadt nach § 15 Abs. 5 zuwiderhandelt.
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§20

Anordnungen fir den Einzelfall; Ersatzvornahme und Zwangsmittel

(1) Die Stadt Nurnberg kann zur Erfullung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anord-
nungen fur den Einzelfall erlassen.

(2) Wird eine Verpflichtung zu einer vertretbaren Handlung nach oder auf Grund dieser Satzung nicht oder
nicht vollstandig erflllt, kann die Stadt die geforderte Handlung auf Kosten des Verpflichteten vornehmen
lassen. Das Recht zur Ersatzvornahme besteht nur, wenn die Stadt zur Erfillung der Verpflichtung eine an-
gemessene Frist gesetzt hat und innerhalb der Frist die Verpflichtung nicht erfillt wird. Die der Stadt ent-
standenen Kosten werden durch Bescheid geltend gemacht. Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuld-
ner.

(3) Die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes in der jeweils
geltenden Fassung bleiben hiervon unberihrt. Hiernach kann die Stadt zur Erzwingung der Verpflichtungen
nach oder auf Grund dieser Satzung Zwangsgelder androhen, unmittelbaren Zwang austiben, zur Ersatz-
vornahme schreiten oder eine Ersatzzwangshaft beantragen.

§21
In-Kraft-Treten
Diese Satzung tritt am 1. September 2003 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung fur die 6ffentliche Entwésse-

rungsanlage der Stadt Nurnberg (Entwasserungssatzung - EWS) vom 9. Marz 1992 (Amtsblatt S. 101), zu-
letzt gedndert durch Satzung vom 13. Juni 2003 (Amtsblatt S. 277) aul3er Kraft.

63. Nachtrag Dezember 2015 13



	§ 1 Öffentliche Einrichtung
	§ 2 Grundstücksbegriff; Verpflichtete
	§ 3 Recht und Pflicht zum Anschluss und zur Benutzung
	§ 4 Befreiung von der Anschluss- und Benutzungsverpflichtung
	§ 5 Privatkanäle
	§ 6 Grundstücksbenutzung
	§ 7 Auskunft; Betretungsrecht
	§ 8 Grundstücksanschluss
	§ 9 Grundstücksentwässerungsanlage
	§ 10 Genehmigung der Grundstücksentwässerungsanlage
	§ 11 Arbeiten an Grundstücksentwässerungsanlagen
	§ 12 Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage; wiederkehrende Überprüfungspflicht
	§ 13 Stilllegung von Entwässerungsanlagen
	§ 14 Einleiten in die Kanäle
	§ 15 Verbot des Einleitens; Einleitungsbedingungen
	§ 16 Abscheider
	§ 17 Untersuchung des Abwassers
	§ 18 Haftung
	§ 19 Ordnungswidrigkeiten
	§ 20 Anordnungen für den Einzelfall; Ersatzvornahme und Zwangsmittel
	§ 21 In-Kraft-Treten

